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Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,  
 
der vorliegende Gesetzentwurf zielt in die richtige Richtung. Vor allem das 
vorgeschlagene Feststellungsverfahren führt zu mehr Rechtssicherheit für 
gemeinnützige Einrichtungen. Die weiteren Änderungen im 
Gemeinnützigkeitsrecht schaffen sinnvolle zusätzliche Spielräume bei der 
Mittelverwendung. Allerdings gibt es in Einzelpunkten auch Anlass zur Kritik. Im 
Ganzen verweise ich – was den Gesetzentwurf der Bundesregierung anbetrifft – 
auf meinen Beitrag in der Zeitschrift „Der Betrieb“ 2012, S. 2592 – 2597, den 
ich in der Anlage beifüge.  
 
Da sich inzwischen auch der Finanzausschuss des Bundesrates mit dem 
Gesetzentwurf befasst hat, möchte ich meine Stellungnahme zum 
Gemeinnützigkeitsentbürokratisierungsgesetz gerne um einige Hinweise 
betreffend die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses des Bundesrates 
ergänzen:  
 

1. Viele Änderungsvorschläge des Finanzausschusses des Bundesrats 
verdienen Unterstützung. Dies gilt für die Anerkennung des 
bürgerschaftlichen Engagements als gemeinnützigen Zweck, die 
Vorschläge zur Ergänzung des § 53 Nr. 2 AO, die Änderungsvorschläge 
betreffend die §§ 55 Abs. 1 Nr. 5, 62, 63 AO und die Anregung betreffend 
eine Beweislastregel in § 31a und 31b BGB-E.  

 
2. Nicht zu folgen ist der Anregung, in § 60a AO statt einer gesonderten 

Feststellung der satzungsmäßigen Gemeinnützigkeit lediglich die 
bisherige vorläufige Bescheinigung über die Gemeinnützigkeit gesetzlich 
festzuschreiben. Die Forderung nach einem gesonderten 
Feststellungsverfahren bildet eine Konstante in den verschiedenen 
Reformvorschlägen zum Gemeinnützigkeitsrecht seit den 80er Jahren 
(vgl. bereits das Gutachten der Unabhängigen 
Sachverständigenkommission zur Prüfung des Gemeinnützigkeits- und 
Spendenrechts, BMF-Schriftenreihe Nr. 40, 1988). Mit einem 
Feststellungsverfahren wird der Tatsache Rechnung getragen, dass der 
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Gemeinnützigkeitsstatus für die betreffenden Einrichtungen nicht nur 
erhebliche steuerliche Auswirkungen hat, sondern auf Grund der durch §§ 
59, 60 AO geforderten satzungsmäßigen Verankerung der 
Gemeinnützigkeit auch in verbandsrechtlicher Hinsicht von kardinaler 
Bedeutung ist. Vor diesem Hintergrund besteht ein berechtigtes Interesse 
an einer verfahrensrechtlich verbindlichen Klärung etwaiger 
Zweifelsfragen in Hinsicht auf die satzungsmäßigen Grundlagen. Da die 
Finanzämter auch schon bisher die satzungsmäßige Gemeinnützigkeit im 
Vorfeld einer vorläufigen Bescheinigung prüfen müssen, ist auch nicht 
erkennbar, weshalb ein gesondertes Feststellungsverfahren mit einem 
„erheblichen Mehraufwand“ verbunden sein soll. Darüber hinaus ist zu 
bedenken, dass die verbindliche Feststellung der Gemeinnützigkeit ein 
wichtiges vertrauensbildendes Signal gegenüber potentiellen Spendern 
und ehrenamtlichen Helfern darstellt. Eindeutige verfahrensrechtliche 
Regelungen sind deshalb auch ein geeignetes Anreizinstrument für 
„mehr“ bürgerschaftliches Engagement.  

 
3. Nicht einzuordnen ist der Vorschlag des Finanzausschusses des 

Bundesrates, ausgerechnet das Gesetz zur Entbürokratisierung des 
Gemeinnützigkeitsrechts zu einem „Omnibusgesetz“ umzufunktionieren, 
mit dem einige – aus Sicht der Finanzverwaltung „missliebige“ – 
Entscheidungen des BFH durch punktuelle Gesetzesänderungen aus der 
Welt geschafft werden sollen. Für ein solches Schnellverfahren besteht 
kein Anlass, zumal die betreffenden Probleme schon länger bekannt sind 
und eine gesonderte Problembehandlung verdienen. Besonderer 
Überprüfung bedürfen dabei die Vorschläge zu 
„Verpflichtungsübernahmen im Konzern“ (§§ 4f, 5 Abs. 7 EStG-E), wo das 
Anschaffungskostenprinzip punktuell für konzerninterne 
Verpflichtungsübernahmen eingeschränkt werden soll (und zwar letztlich 
mit faktischer Rückwirkung für vor dem 31.12.2012 erfolgte 
Verpflichtungsübernahmen). Damit werden die in der Sache ohnehin 
systematisch bedenklichen steuerrechtlichen Passivierungsverbote zum 
Anlass genommen, das Bilanzsteuerrecht mit zusätzlichen 
einzelfallbezogenen Ausnahmeregelungen weiter zu „deformieren“.  

 
4. Ein letzter Hinweis betrifft die Kritik an den geplanten Änderungen in §§ 

80, 81 BGB, mit der die sog. Verbrauchstiftung ausdrücklich gesetzlich 
anerkannt werden soll. Angesichts des Umstandes, dass der Vorschlag 
der Bundesregierung lediglich klarstellenden Charakter hat (die 
Anerkennungsfähigkeit von Verbrauchsstiftungen entspricht schon zum 
geltenden Recht der ganz herrschenden Auffassung), muss die immerhin 
mehrere Seiten lange Kritik des Bundesrates zu diesem Punkt 
überraschen. Was die Problematik der Verbrauchstiftung angeht, 
erscheinen die in der Stellungnahme des Bundesrates enthaltenen 
Befürchtungen deutlich überzogen zu sein, weil der typische Stifter nach 
wie vor – entsprechend dem traditionellen Leitbild – eine „dauerhafte“ 
Stiftung anstrebt. Allerdings sollte eine „dauerhafte“ Stiftung auch nur 
dort anerkannt werden, wo eine für die nachhaltige Zweckerfüllung 
ausreichende Vermögensausstattung nachgewiesen werden kann. Die 
Anerkennung von Verbrauchstiftungen wäre somit eine Alternative zur 
Anerkennung weiterer „Kleinststiftungen“, die für eine dauerhafte 
Zweckerfüllung ganz unzureichend ausgestattet sind, deren Vermögen – 
abgeschmolzen über einen Zeitraum von 10 bis 20 Jahre – aber durchaus 
sinnvolle Förderungen eröffnet. Natürlich spricht im Übrigen nichts 
dagegen, das Bundes- und Landesstiftungsrecht zehn Jahre nach der 
Modernisierung des Jahres 2002 im Ganzen einer erneuten Überprüfung 
zu unterziehen, zumal in bestimmten Bereichen (z.B. bei der 
Zusammenlegung von „Kleinststiftungen“ nach § 87 BGB oder der 
Rechnungslegung und Transparenz) durchaus ein Reformbedarf 
erkennbar ist. Ob eine „Bund-Länder-Arbeitsgruppe“ nach den 
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Erfahrungen der letzten Reform dazu den richtigen Rahmen bildet, 
erscheint indes zweifelhaft. So wünschenswert eine Einbindung der 
Stiftungsreferentinnen und Stiftungsreferenten der Länder auch ist, kann 
sie eine breite rechtspolitische Diskussion unter Einbeziehung von 
Wissenschaft und Stiftungsrechtspraxis nicht ersetzen. 

 
Abschließend möchte ich betonen, dass der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
in seiner vorliegenden Form noch nicht alle sinnvollen Änderungsoptionen im 
Gemeinnützigkeitsrecht abdeckt. Deshalb sollten die anstehenden Beratungen 
genutzt werden, um noch weitere Vorschläge aus dem Dritten Sektor zu prüfen. 
Das Bündnis für Gemeinnützigkeit hat den beteiligten Ministerien schon vor 
längerem eine Liste mit weiteren Vorschlägen übermittelt. Auch insoweit verweise 
ich auf meinen Beitrag in „Der Betrieb“ 2012, S. 2592 – 2597 in der Anlage. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
gez. Prof. Dr. Rainer Hüttemann 
 
 
 














